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EU-Gipfel in Dublin: 

„Stabilitätspakt für 
Europa" durchgesetzt 

Bundeskanzler Helmut Kohl und Bundesfinanz- 
minister Theo Waigel haben den Stabilitätspakt 
für die künftige Euro-Währung durchgesetzt. Das 
'st das wichtigste Ergebnis des Dubliner EU-Gip- 
fel am 13. und 14. Dezember 1996. 

Theo Waigel sagte vor der Presse, die Einigung sei 
ein klares Zeichen dafür, daß der Euro eine harte 
Währung werde. Bundeskanzler Helmut Kohl und 
der französische Staatspräsident Jacques Chirac wür- 
digten die Einigung auf den Stabilitätspakt als ein Er- 
folg der deutsch-französischen Zusammenarbeit. 

Vertrag für dauerhafte Stabilität 
In dem „Stabilitätspakt für Europa" werden die Be- 
stimmungen des Maastrichter Vertrages für die dauer- 
hafte Stabilität der künftigen Euro-Währung präzi- 
siert. Der Maastrichter Vertrag braucht hierfür nicht 
geändert zu werden, vielmehr wird der Stabilitätspakt 
eine rechtlich verbindliche Durchführungsvereinba- 
rung sein. Die wichtigsten Punkte des Stabilitätspak- 
les sind: 

• Die Wachstumsraten der Staatsausgaben werden 
niöglichst unter dem Zuwachs des nominalen Brutto- 
sozialprodukts gehalten. 

• Beim öffentlichen Defizit darf die 3%-Grenze von 
Maastricht auch in wirtschaftlich ungünstigen Pen- 
sen nicht überschritten werden. Ab 1999 soll das 
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Fortsetzung von Seite i 

Budget in wirtschaftlichen Normallagen 
ausgeglichen sein oder einen Überschuß 
aufweisen. Damit soll ein notwendiger Si- 
cherheitsabstand geschaffen werden, damit 
die 3%-Grenze auch in ungünstigen Zeiten 
eingehalten werden kann. Ausnahmen bei 
der 3%-Obergrenze soll es nur bei unbeein- 
flußbaren Ereignissen (z.B. Naturkatastro- 
phen) oder im Falle einer schweren Rezes- 
sion geben. Eine schwere Rezession liegt 
vor, wenn das Bruttoinlandsprodukt im 
Jahresvergleich um mindestens zwei Pro- 
zent gesunken ist. Beim Absinken des In- 
landsprodukts zwischen 0,75% und 2% 
können bei besonderer Begründung Aus- 
nahmen bei der Verhängung von Sanktio- 
nen zugelassen werden. 

• Ein Staat, der die 3%-Grenze ohne das 
Vorliegen einer Ausnahmesituation über- 
schreitet, muß eine unverzinsliche Stabi- 
litätseinlage bei der Europäischen Zentral- 
bank hinterlegen. Die Höhe dieser Einlage 
beläuft sich je nach Höhe der Defizitüber- 
schreitung zwischen 0,2% und 0,5% des 
Bruttoinlandsprodukts des jeweiligen Mit- 
gliedstaates. 
• Sobald der Referenzwert für das öffent- 
liche Defizit beim betroffenen Mitglied- 
staat nicht mehr überschritten wird, wird 

•*, 

die Stabilitätseinlage zurückgezahlt. 
• Ist nach zwei Jahren die Obergrenze 
weiterhin verfehlt, wird die Stabilitätsein- 
lage in eine Geldbuße an die EU-Kasse 
umgewandelt. 
Auf dem EU-Gipfel einigte man sich auch 
auf den Rechtsrahmen zur Umstellung des 
ECU auf den Euro und zur Einführung der 

Bundeskanzler 
Helmut Kohl: 

Es gibt keine Alternative 
zum vereinten Europa; 
das Haus Europa wird 

gebaut, jetzt und 
nicht irgendwann. 

europäischen Währung. Festgeschrieben 
wurden auch die Rahmenbedingungen des 
Europäischen Währungssytems (EWS 
II), das das Verhältnis zwischen dem Euro 
und den Währungen der Staaten festlegt, 
in denen der Euro noch nicht eingeführt 
ist. Ferner beriefen die Staats- und Regie- 
rungschefs den niederländischen Zentral- 
bankpräsidenten Wim Duisenberg zum 
Präsidenten des Europäischen Währungs- 
instituts. Er wird am l. Juli  1997 sein 
Amt antreten. 

Ein frohes 
PM:f Weihnachts- 

fest und 

^mfaimE& ein gutes 
Neues Jahr 

|:vS                 '^^ Der nächste UiD erscheint 
am 16. Januar 1997 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die Währungsunion 
soll eine auf Dauer angelegte 
Stabilitätsgemeinschaft sein 

Die europäische Integration ist auch 
der Schlüssel für die Wettbewerbs- 
fähigkeit des Standorts Europa. Wett- 
bewerbsfähigkeit heißt zugleich im- 
mer auch: Erhaltung vorhandener 
und Schaffung neuer Arbeitsplätze. 
Mit dem Europäischen Binnenmarkt 
haben wir eine gute Grundlage ge- 
schaffen. Das „Europa der 15" ist 
schon heute einer der wichtigsten 
Wirtschaftsräume der Welt. 
Wir müssen den Binnenmarkt durch 
die Vollendung der Wirtschafts- und 
Währungsunion ergänzen. Erst mit der 
einheitlichen Währung wird er seine 
positiven Wirkungen für Wachstum 
und Arbeitsplätze voll entfalten kön- 
nen. Wir wollen daher, und zwar ohne 
Wenn und Aber, die Wirtschafts- und 
Währungsunion zum vorgesehenen 
Zeitpunkt verwirklichen, und dies - 
wie das für uns immer selbstverständ- 
lich war - bei strikter Beachtung der 
festgelegten Konvergenzkriterien. Ich 
halte zum jetzigen Zeitpunkt alle Spe- 
kulationen, welche Länder dabeisein 
werden oder nicht, für absolut ver- 
früht. Die Entscheidung hierüberfällt 
erst im Frühjahr 1998 auf der Basis 
der dann vorliegenden Ist-Daten für 
1997. Das entspricht dem Vertrag. Wir 

haben guten Grund, uns an den Ver- 
trag zu halten. 
Natürlich erfordert das Erreichen der 
Stabilitätskriterien in den meisten Mit- 
gliedsländern noch erhebliche An- 
strengungen, auch in Deutschland. 
Deswegen ist mein Rat an uns alle: Je- 
der möge vor seiner eigenen Tür keh- 
ren und seine Hausaufgaben machen 
und sich erst dann darüber unterhal- 
ten, wie es beim anderen aussieht. 
Für die zukünftige Entwicklung des 
Euro, der europäischen Währung, ist 
es von großer Bedeutung, daß die Sta- 
bilitätskriterien dauerhaft erfüllt wer- 
den. Denn die Wirtschafts- und 
Währungsunion soll — das war immer 
unser Ziel - eine auf Dauer angelegte 
Stabilitätsgemeinschaft mit einer har- 
ten Währung werden. Dies ist auch 
das Ziel des von Theo Waigel angereg- 
ten Stabilitätspakts, der eine breite Zu- 
stimmung gefunden hat. Dieser Pakt 
sichert die notwendige Haushaltsdiszi- 
plin auch nach dem Eintritt in die 
Wirtschafts- und Währungsunion. 

Aus der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers zu „Aktuellen 
Fragen der Europapolitik" 
am 12. Dezember 

fres weiteren wurde Einigung darüber er- 
zielt, im Kampf gegen Drogenmißbrauch 
stärker zusammenzuarbeiten, nachdem 
Prankreich und die Niederlande ihre bis- 

herigen Differenzen in dieser Frage beige- 
legt haben. Ferner hat man sich darauf 
verständigt, verstärkt gegen die sexuelle 
Ausbeutung von Kindern und den ► 
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Mißbrauch des Informationsnetzes „Inter- 
net" vorzugehen. 
Den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit er- 
klärten die EU-Gipfelteilnehmer zur ober- 
sten Priorität und zur größten Herausfor- 
derung. Es werde aber keine europäischen 
Beschäftigungsprogramme geben. Der 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit falle 
weiterhin in erster Linie in die Zuständig- 
keit der Mitgliedstaaten. 
Die Staats- und Regierungschefs billigten 
zudem den Entwurf der irischen Ratspräsi- 
dentschaft für eine Überarbeitung des EU- 
Vertrags Von Maastricht. Die Verhandlun- 
gen sollen beim EU-Gipfel in Amsterdam 
am 16. und 17. Juni  1997 abgeschlossen 
werden. Die wichtigsten außenpolitischen 
Erklärungen bezogen sich auf die Situati- 
on in Serbien, im Nahen Osten und in 
Weißrußland. 

Kommentare 
Alle nur denkbaren Vorausset- 
zungen für eine stabile Europa- 
währung sind geschaffen 
Die Bonner Regierung hat es nach drei- 
zehnmonatigem zähem Ringen geschafft, 
die Partner für ein Regelwerk zu gewin- 
nen, das die Teilnehmer der künftigen 
Währungsunion zu immerwährender 
Haushaltsdisziplin zwingt. Damit sind jetzt 
alle nur denkbaren Voraussetzungen für 
eine stabile Europawährung geschaffen. 
Bundeskanzler Kohl und sein Finanzmini- 
ster Waigel brauchen nicht mehr zu fürch- 
ten, ein wichtiges Versprechen nicht einlö- 

sen zu können: daß der Euro mindestens 
so stabil sein werde wie die D-Mark. 
Zweifellos haben die Deutschen ihren 
Partnern in der EU viel zugemutet. Und 
nicht von ungefähr kursierte in letzter Zeit 
das mehr oder weniger deutlich ausge- 
sprochene Wort vom deutschen Diktat. Al- 
les, was im Maastricht-Vertrag über die 
Währungsunion steht, trug schon die 
Handschrift der Regierung Kohl, bezie- 
hungsweise der Währungshüter bei der 
Bundesbank. 

Deutschlandfunk, 14. Dezember 

Stabilitätspakt macht jedem klar, 
wo die Grenzen liegen 
Es war keine leichte Geburt, aber das Ba- 
by ist da - und es sieht nicht ungesund 
aus. Ohne den hier und heute als klassi- 
schen Kompromiß abgesegneten Stabi- 
litätspakt wäre die gleichzeitige Vorstel- 
lung der neuen Euro-Geldscheine reine 
Marktschreierei geblieben und der Gipfel 
von Dublin - was immer er auch noch be- 
schließen mag - ohne jeden Höhepunkt 
und jeden Impuls für Europa in den Anna- 
len der Geschichte versunken. Die Deut- 
schen hatten, seit sie den Stabilitätspakt 
erfanden, hoch gepokert. Als eindeutige 
Sieger gehen sie auch in Dublin nicht aus 
dem Ring. Eine automatische Bestrafung 
wird es nicht geben. Aber jedem Euro-Mit- 
glied der Zukunft ist jetzt klar, wo die 
Grenzen liegen. Daß es so kommen und so 
bleiben soll, das haben sich heute Chirac 
und Kohl in die Hand versprochen. 

ARD, 13. Dezember 

Unsere 
Elektronisch 
Adressen: 

• INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

i T-ONLINE 

*CDU# 

• X400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 
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Bundespräsident Roman Herzog: 

Maastricht kein Wahlkampfthema 
Frage: Eine wichtige Etappe auf dem 
Weg zur weiteren Integration Europas 
soll die Schaffung einer gemeinschaft- 
lichen, einer gemeinsamen Währung 
sein. Nun gibt es Leute, die sagen, daß 
der Euro gar nicht so wichtig sei, daß 
es kein Unglück sei, wenn die gemein- 
same Währung 1999 nicht komme. 
Was sagen Sie dazu? 

Roman Herzog: Zunächst einmal kann ich 
mir ein geeintes Europa, das ja nicht nur, 
aber doch in sehr starkem Maße auch eine 
wirtschaftliche Vereinigung darstellt, auf 
die Dauer ohne eine einheitliche Währung 
nicht vorstellen. Das ist das erste. Das 
zweite ist: Es mag ja sein, daß das Nicht- 
eintreten der europäischen Währung im 
richtigen Zeitpunkt für Europa, für die Eu- 
ropäische Einigung nicht das absolute Ende 
Wäre. Aber die wirtschaftlichen, die finanz- 
politischen Konsequenzen eines Scheiterns 
der europäischen Währung im jetzigen Ent- 
wicklungszustand noch, die wage ich mir 
nicht einmal auszumalen. Da entsteht eine 
Weltweite Spekulation gegenüber Europa, 
gegenüber den europäischen Währungen, 
da kann ich Neugierige nur warnen. 

Frage: Also muß, also wird die eu- 
ropäische Währung 1999 kommen? 

Roman Herzog: Ich bin davon überzeugt. 
Frage: Was wäre, wenn in Deutsch- 
land die Einführung des Euro zum 
Gegenstand des Wahlkampfes würde? 
Ganz ausgeschlossen ist das ja nicht. 

Roman Herzog: Das wäre eine Katastro- 
phe. Und ich bin mir sogar ziemlich si- 
cher, daß es genau aus diesem Grunde 
n'cht zum Wahlkampfthema werden wird. 
Davon wird im Augenblick geredet. Aber 

da möge sich jeder noch einmal bei der 
Nase fassen und über die Problematik 
nachdenken. Die Frage bei der europäi- 
schen Währung ist ihre Stabilität und nicht 
die Frage, ob man damit - und das glaube 
ich auch gar nicht - Wahlkämpfe gewin- 
nen oder verlieren kann. So dumm sind 
die Deutschen nicht, daß sie sich damit 
auf Wahlkampfentscheidungen einlassen 
würden. 

Frage: Man kann die gemeinsame 
Währung ja auch dadurch denunzie- 
ren, daß man sagt: Maastricht ruiniert 
den Sozialstaat. 

Roman Herzog: Ja nun, da wird Ursache 
und Wirkung verwechselt. Es ist gar kein 
Zweifel, so unangenehm diese Feststel- 
lung ist, auch mir ist, es ist gar kein Zwei- 
fel, daß die Generation, der ich angehöre, 
vielleicht auch die Generation, die zehn 
oder 15 Jahre älter als ich ist, daß die et- 
was zu sehr aus dem Vollen geschöpft ha- 
ben. Und das heißt, daß wir zu einer uner- 
hörten Staatsverschuldung gekommen 
sind, die natürlich zu einem erheblichen 
Teil auch mit der Wiedervereinigung zu- 
sammenhängt, mit der wir aber jetzt fertig 
werden müssen. Es darf nicht so sein, daß 
im Wege des immer neuen Aufnehmens 
von Krediten letzten Endes das Erbgut un- 
serer Kinder aufgefressen wird. Wenn un- 
sere Kinder nur noch mit Schulden, mit 
öffentlichen Schulden leben müssen und 
damit also keinerlei Gestaltungsfreiheit 
mehr für ihre Zeit und ihre Probleme ha- 
ben, dann - wie das so schön gesagt wird, 
und es ist so dramatisch - dann verfrüh- 
stücken wir das Erbe und verfrühstücken 
wir die Zukunft unserer Kinder. Deswegen 
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Wichtiger Schritt zur Aussöhnung 
zwischen Deutschen und Tschechen 

Generalsekretär Peter Hintze 
zur deutsch-tschechischen 
Gemeinsamen Erklärung: 

Die CDU Deutschlands begrüßt die 
deutsch-tschechische Gemeinsame Er- 
klärung als einen wichtigen Schritt 
nach vorn zur Aussöhnung und Ver- 
ständigung zwischen Deutschen und 
Tschechen. Dem Buch der Nachkriegs- 
geschichte wird damit ein wichtiges, 
versöhnliches Kapitel hinzugefügt. 
Die Erklärung geht in entscheidenden 
Punkten weiter als der deutsch-tsche- 
choslowakische Nachbarschaftsvertrag 
von 1992. Dies gilt vor allem für die 
tschechische Bereitschaft anzuerkennen 
und zu bedauern, daß durch die nach 
Kriegsende erfolgte Vertreibung, Ent- 
eignung und Ausbürgerung unschuldi- 
gen Menschen Leid und Unrecht zuge- 
fügt wurde. Damit wird eine Tabuisie- 
rung früherer Jahre überwunden und 
der ernsthafte Wille zu objektiver und 
vorurteilsfreier Geschichtsbetrachtung 
auf tschechischer Seite deutlich. Für 
die CDU ist es dabei selbstverständlich, 
daß die deutsche Seite sich zu ihrer 
Verantwortung für das Leid und Un- 
recht bekennt, das dem tschechischen 
Volk durch nationalsozialistische Ge- 
waltpolitik angetan wurde. 

Die CDU ist überzeugt, daß diese ge- 
meinsame Bewertung der tragischen 
Zeiten im deutsch-tschechischen Ver- 
hältnis, das sichtbare Bemühen um 
Gerechtigkeit und die beiderseitige 
Übernahme von Verantwortung erheb- 
lich dazu beitragen werden, den ge- 
meinsamen Weg in die Zukunft zu er- 
leichtern. Diese gemeinsame Zukunft 
bedeutet für uns: Gute Nachbarschalt 
und Partnerschaft zwischen Deutschen 
und Tschechen in einem vereinten 
Europa. 

Die CDU weiß, daß diese politische 
Erklärung, die notwendigerweise auch 
Kompromisse und Zugeständnisse be- 
inhaltet, natürlich die Leiden und die 
Vertreibung, die die Sudetendeutschen 
erlitten haben, nicht aus der Welt 
schaffen kann. 

Die CDU ist sich sicher, daß die Sude- 
tendeutschen sich an der Bewältigung 
der vor uns liegenden Zukunftsaufga- 
ben im deutsch-tschechischen Verhält- 
nis mit Tatkraft und Entschlossenheit 
und im Bewußtsein ihrer Liebe zur al- 
ten Heimat beteiligen werden, so wie 
sie es beim Wiederaufbau Deutsch- 
lands nach dem Kriege vorbildlich ge- 
tan haben. 

müssen wir hier Remedur schaffen, auch 
im Bereich der sozialen Leistungen. Darü- 
ber gibt es keinen Zweifel, aber nicht nur. 
Und die Europäische Einigung, die Eu- 
ropäische Wirtschafts- und Währungsuni- 
on zwingt uns nur dazu, in den Einzelstaa- 
ten aus dieser ganz primitiven Erkenntnis 

auch die Konsequenzen zu ziehen. Aber es 
ist nicht die Ursache dafür. 

Wer Maastricht als die Ursache dieser not- 
wendigen Sparpolitik bezeichnet, der lügt. 

Aus dem „Interview der Woche" im 
Deutschlandfunk am 15. Dezemher 



BÜRGERRECHTLER UiD 40/1996 ■ Seite 7 

Ich will dazu beitragen, 
daß die SED-Nachfolgepartei 
keine Macht mehr bekommt 

Nach reiflichem Überlegen und Abwä- 
gen aller Umstände habe ich mich 
entschlossen, die Partei Bündnis 90/Die 
Grünen und ihre Bundestagsfraktion zu 
verlassen. 
Ich habe mich im November 1989 spontan 
für die Grüne Partei der DDR entschieden. 
Weil ich sie als Pendant der Grünen in der 
Bundesrepublik verstand. 
Die Grüne Partei der DDR war eine Grün- 
dung der Opposition. Ihr erklärtes Ziel 
War, gemeinsam mit anderen oppositionel- 
len Gruppierungen die Macht der SED zu 
brechen und später im „Bündnis 90" der 
SED-Nachfolgepartei eine wirkliche Al- 
ternative entgegenzusetzen. 
Die Mehrzahl unserer Wähler hat gerade 
aus diesem Grund für uns gestimmt. Sich 
von diesen Wurzeln zu entfernen, heißt, 
diese Menschen zu brüskieren und poli- 
tisch an Boden zu verlieren. Ein deutliches 
Indiz dafür sind die verlorenen Landtags- 
Wahlen in Sachsen, Thüringen und Meck- 
lenburg-Vorpommern, nachdem sich die 
Bündnisgrünen in Sachsen-Anhalt von der 
f*DS in einer Minderheitsregierung tole- 
rieren ließen. Von Anfang habe ich mich 
wiederholt scharf gegen diesen Tolerie- 
■"Ungspakt mit der PDS ausgesprochen. 
Mein gesamter Bundestagswahlkampf in 
Thüringen war auf dieser Ablehnung jegli- 
cher Annäherung an die PDS aufgebaut. 
Ich erzielte damit in einem ostdeutschen 
Flächenland das höchste Wahlergebnis, 
das deutlich höher lag, als das der Land- 
tagsfraktion, die sich mehrheitlich schon 

1994 für einen PDS-Schmusekurs ent- 
schieden hatte. 
Dieser Kurs ist seither vom Thüringer 
Landesvorstand konsequent weiterverfolgt 
und vertieft worden. Vorläufiger Höhe- 
punkt war der Beschluß der Landesvoll- 
versammlung vom November, Koalitionen 
mit der PDS zu ermöglichen. Damit ist 
aus der schleichenden Annäherung an die 
PDS endgültig eine offene Anbiederung 
geworden, die inzwischen von anderen 

Aus dem Brief von Vera 
Lengsfeld vom 16. Dezember 

an die Vorsitzenden der 
Bundestagsfraktion 

Bündnis 90/Die Grünen 

Landesverbänden nachvollzogen wird. 
Dem stehen zwar noch Aussagen gegen- 
über, auf Bundesebene wäre eine solche 
Zusammenarbeit nicht möglich. Aber das 
ist Augenwischerei. Wer auf Landesebene 
eine Kooperation mit der PDS gutheißt, 
wird das früher oder später auch auf Bun- 
desebene tun. Spätestens 1998, wenn sich 
eine rechnerische Möglichkeit ergibt, mit 
Hilfe der PDS ein rot-grünes Regierungs- 
bündnis in Bonn zu etablieren, wird es 
keine Skrupel mehr geben, fürchte ich. 
Die Weichen dafür werden in der SPD be- 
reits gestellt. Aber auch bei den Bündnis- 
grünen ist die Richtung durch die aus- 
schließliche Fixierung auf Rot-Grün be- 
reits festgelegt, da diese Koalition höchst- 
wahrscheinlich in Bonn keine andere 
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Chance hat, als sich von der PDS die 
Steigbügel zur Macht halten zu lassen. 
Durch die bündnisgrüne Anbiederung 
wird von der PDS jeder Druck genommen, 
sich ändern zu müssen. Wenn ein Landes- 
verband in einem Leitantrag einräumt, 
selbst nicht zu wissen, ob innerhalb der 
PDS Reformsozialisten, Postkommunisten 
oder gar Altstalinisten den Kurs bestim- 
men, dieser Partei aber trotzdem „eine Be- 
währungsprobe" in der Regierungsverant- 
wortung in einem Bundesland über eine 

Ich kann nicht für eine Partei arbeiten, in 
der die latente Bereitschaft, der PDS wie- 
der zur Macht zu verhelfen, um selbst an 
die Macht zu kommen, immer stärker 
spürbar ist. Ich weiß, daß es viele in der 
Partei gibt, die wie Volker Beck oder Lu- 
kas Beckmann gegen einen solchen Kurs 
stehen. Aber der Mainstream - und darauf 
kommt es letztlich an - bewegt sich im- 
mer mehr in diese Richtung. 
Die nächste Bundestagswahl wird eine 
Richtungswahl. Ich kann nicht weiterma- 

Weitere prominente Bürgerrechtler 
kündigen Wechsel zur CDU an 

Nach Vera Lengsfeld haben weitere 
prominente Bürgerrechtler aus der 
ehemaligen DDR ebenfalls ihren Bei- 
tritt in die CDU erklärt. 
Die Beitrittswilligen, die sich selbst 
als „Oppositionelle und Bürgerrechtler 
in der DDR" bezeichnen, sind Günter 
Nooke, Ehrhart Neubert, Hildigund 
Neubert, Wolfgang Kupke und Markus 
Derling. Ihren Wechsel zur CDU kün- 
digte auch die SPD-Politikerin Angeli- 
ka Barbe an. 

„Wir haben uns entschieden, der 
Christlich Demokratischen Union bei- 
zutreten. Wir wollen unsere politische 
Kraft und unsere öffentliche Stellung 
einbringen, um in und mit der CDU an 
der sozialen und ökologischen Ausge- 
staltung unserer Gesellschaft mitzuar- 
beiten", erklärten sie. 
„Wir haben länger gewartet und abge- 
wogen als Freunde von uns. Wir gehen 
diesen Weg jetzt um so entschlosse- 
ner." 

gesamte Legislaturperiode einräumen will 
- und dies nicht auf entschiedenen Wider- 
spruch der Bundespartei stößt-, ist das für 
mich nicht länger hinnehmbar. 
Ich kann auch den Beteuerungen, mit der 
PDS auf Bundesebene nicht kooperieren 
zu wollen, keinen Glauben schenken, 
wenn ausgerechnet eine der Protagonistin- 
nen dieses Leitantrages in den Bundesvor- 
stand gewählt wird. 
Nachdem auch auf dem Bundesparteitag 
in Suhl kein Schlußstrich unter das Kapi- 
tel PDS-Annäherung gezogen wurde, zie- 
he ich einen Schlußstrich. 

chen wie bisher mit der Hoffnung, daß 
sich eine numerische Mehrheit von Rot- 
Rot-Grün nicht ergeben möge. Ich kann 
nicht für ein Ziel arbeiten, von dem ich 
nicht will, daß es überhaupt erreicht wird. 

Ich werde mich deshalb in Zukunft auf 
Seiten derjenigen einbringen, die jegliche 
Machtbeteiligung der PDS ablehnen und 
daran festhalten werden. Seit Anfang der 
80er Jahre habe ich offen gegen das SED- 
Regime gekämpft. Jetzt will ich dazu bei- 
tragen, daß die SED-Nachfolgepartei kei- 
ne Macht mehr bekommt. Deshalb werde 
ich der CDU beitreten. ' 
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... daß die CDU die Ideale der 
Einheit in Freiheit am besten vertritt 

Generalsekretär Peter Hintze 
auf einer Pressekonferenz am 
17. Dezember im 
Konrad-Adenauer-Haus: 

# Der Schritt von Vera Lengsfeld und 
den anderen prominenten Bürgerrecht- 
lern ist ein Gewinn für die CDU. Mit 
ihrer Entscheidung dokumentieren 
diese Repräsentanten der friedlichen 
Revolution gegen das SED-Regime, 
daß die CDU die Ideale der Einheit in 
Freiheit am besten vertritt. 
# Es ist eine Schicksalsfrage für die 
Deutschen, ob die Kommunisten von 
der PDS mit Hilfe von SPD und Grü- 
nen noch einmal Macht über Men- 
schen bekommen. SPD und Grüne 

sind für die Bundestagswahl 1998 of- 
fensichtlich dazu bereit. 
• Der Parteiwechsel aus Bündnis 90/ 
Grüne, aus der SPD und aus dem Bür- 
gerBündnis dokumentiert, daß das alte 
Links-Rechts-Schema überholt ist. Heu- 
te stellt sich die Frage: Wer hat die 
Kraft, die notwendige Reform unserer 
Gesellschaft durchzuführen? Die sieben 
Bürgerrechtler sind ein erneuter Beleg 
dafür, daß dies mit der CDU besser 
möglich ist als mit jeder anderen Partei. 
Mein Aufruf zur Mitarbeit richtet sich 
an alle, die unsere Grundüberzeugun- 
gen teilen, sich aber bis jetzt noch 
nicht zu diesem Schritt entschlossen 
haben. 

Zur Person 

• Vera Lengsfeld: Mitbegründerin der 
»Kirche von unten", 1988 Abschiebung 
nach England, 1990 Abg. der Volks- 
kammer und danach Mitglied der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen im Deut- 
schen Bundestag, Veröffentlichung: 
Virus der Heuchler. Innenansicht aus 
Stasi-Akten (1992). 

• Günter Nooke: Mitglied der kirchli- 
chen Friedensbewegung der DDR, 
Sept. 1989 Verbreitung des Grün- 
dungsaufrufs von „Demokratie Jetzt", 
1990 bis 1994 MdL in Brandenburg und 
Praktionsvorsitzender von Bündnis 90; 
seine Kritik an Stolpe führte zum Ende 
der Koalition. 

• Ehrhart Neubert: 1989 Gründungs- 
mitglied des Demokratischen Auf- 
bruchs; 1990 Mitglied am Zentralen 
Kunden Tisch der DDR, Mitarb. im 

Stolpe-Untersuchungsausschuß des 
Brandenburger Landtags. 

• Hildigund Neubert: Seit 1981 Mit- 
glied in Friedensgruppen der Evangeli- 
schen Kirche,1989 Mitbegründerin des 
Demokratischen Aufbruchs, zeitweise 
Sprecherin des Landesverbands Berlin 
und Mitglied des Runden Tischs Berlin. 
• Markus Derling: 1987 bis 1989 Mit- 
glied der kirchlichen Opposition in Cott- 
bus, 1989 Mitglied des Neuen Forums, 
später Gründungsmitglied Bündnis 90 
in Brandenburg. 
• Wolfgang Kupke: Mitglied am Run- 
den Tisch des Bezirks Halle; seit 1990 
Ausländerbeauftragter der Landesre- 
gierung Sachsen-Anhalt; im November 
dieses Jahres Parteiaustritt aus Bünd- 
nis 90/Die Grünen anläßlich des Lan- 
desparteitages am 23. November. 

• Angelika Barbe: 1989 Mitbegründerin 
der SDP (später SPD), 1990 bis 1995 
Mitglied des SPD-Vorstandes, bis 1994 
Mitglied des Deutschen Bundestages. 
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Wolf im Schafpelz - 
Die PDS und ihre Strategie 

Das erste Parteiprogramm der Kommu- 
nisten, das „Manifest der Kommunisti- 
schen Partei", verfaßt von Marx und 
Engels, wurde im Februar 1848 in Lon- 
don veröffentlicht. Dieses Programm 
ließ von Anfang an keinen Zweifel dar- 
an, worum es gehen sollte: 
„Der nächste Zweck der Kommunisten ist 
derselbe wie der aller übrigen proletari- 
schen Parteien: Bildung des Proletariats 
zur Klasse, Sturz der Bourgeoisieherr- 
schaft, Eroberung der politischen Macht 
durch das Proletariat." 
Die Geschichte der vergangenen 150 Jahre 
zeigt, daß die Kommunisten bei der Er- 
oberung der Macht keinesfalls erfolglos 
gewesen sind. Es ist ihnen zwar nicht ge- 
lungen, ihre Macht auf Dauer zu erhalten. 
Noch vor acht Jahren hat allerdings kaum 
jemand daran geglaubt, daß das sozialisti- 
sche System so schnell und so gründlich,' 
wie geschehen, zusammenbrechen könnte. 
Mit der Realität des Scheiterns ist keines- 
wegs die Grundidee des Kommunismus 
für immer aus der Welt. Die Verfechter 
dieser Ideologie sind nicht ausgestorben. 
Es ist demzufolge mit Restaurationsversu- 
chen zu rechnen. 
Die meisten, die in der westlichen Demo- 
kratie aufgewachsen sind, werden darin 
kaum eine Gefahr sehen, weil dort kom- 
munistische Minderheiten niemals einen 
wesentlichen Einfluß ausüben konnten. 
Es ist, so meine ich, Aufgabe der Ostdeut- 
schen, zu größerer Wachsamkeit aufzuru- 
fen. Jeder, der in der DDR die Schule be- 
sucht hat, und jeder Student mußte sich 
mit den Grundlagen des Marxismus-Leni- 
nismus befassen. Was die SED-Nachfolge- 

partei PDS heute dem staunenden west- 
deutschen Publikum vorführt, ist für Ost- 
deutsche weit weniger verwunderlich und 
originell, weil es genau den von Marx, En- 
gels und Lenin empfohlenen Regieanwei- 
sungen entspricht. 
Wer mit der PDS richtig umgehen will, 
sollte wissen, daß die Kommunisten über 
ein strategisches Konzept verfügen, das - 
abhängig von der jeweiligen Situation - 
außerordentlich flexibel ist. 

Von Fritz Hähle, Vorsitzender 
des CDU-Landesverbandes 

Sachsen und der CDU-Fraktion 
im Sächsischen Landtag 

Ihre Ausgangsposition ist stets die einer 
Minderheit. Sie gewinnen mit demokrati- 
schen Mitteln auch nicht die Mehrheit - 
das wissen sie genau. Deshalb halten sie 
nichts vom Parlamentarismus. Ihr eigentli- 
ches Aktionsfeld ist außerparlamentarisch. 

Eine von ihnen meisterhaft beherrschte 
Methode besteht in der Unterwanderung 
aller möglichen Gruppierungen mit dem 
Ziel, zuerst die geistige und dann auch die 
materielle Führerschaft zu übernehmen. 
Es gibt keinen Grund für die Annahme, 
daß die bewährten Erfolgsrezepte heute et- 
wa keine Rolle mehr spielten. Ganz im 
Gegenteil! 
Was früher hieß: „die Herbeiführung ei- 
ner revolutionären Situation als Voraus- 
setzung für die Veränderung der Gesell- 
schaft", nennt Gysi jetzt: „wir (gemeint 
ist die PDS - oder gar die vereinigte Lin- 
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ke?) müssen zunächst eine gesellschaftli- 
che Reformatmosphäre organisieren " 
(Sächsische Zeitung vom 20. 8. 1996) - 
oder er sagt auch: „ Wir müssen eine Stra- 
tegie entwickeln, um die gegen uns beste- 
henden Ängste abzuhauen". Früher hieß 
das: „Zusammenarbeit mit allen demokra- 
tischen Kräften" (bis alles unterwandert 
ist). 
Insbesondere Lenin ist hier, wie schon für 
die SED, der Lehrmeister. Es ist deshalb 
falsch, seine Schriften unbeachtet zu las- 
sen und als überholt beiseite zu legen. So 
enthält z. B. seine Schrift von 1905 „Zwei 
Taktiken der Sozialdemokratie in der de- 
mokratischen Revolution" genaue Anwei- 
sungen, wie der Übergang von der „demo- 
kratischen Revolution" zur „sozialisti- 
schen Revolution" herbeigeführt werden 
kann. Da ist unter anderem zu lesen, daß 
zunächst die Zusammenarbeit mit allen 
fortschrittlichen Kräften des Bürgertums 
gesucht werden muß, so lange, bis man sie 
nicht mehr braucht, weil es gelungen ist, 
die Macht handstreichartig an sich zu 
bringen. Was dann passiert, das wissen 
wir, das haben wir zum Teil miterlebt: Die 
Bürgerlichen, die Sozialdemokraten und 
alle, die sich dem kommunistischen 
Machtanspruch widersetzen, wandern ins 
Gefängnis. 
Lenin hat sich dazu wiederholt klar ausge- 
drückt: „Die revolutionäre Klasse, will sie 
ihre historische Aufgabe lösen, muß es 
verstehen, alle Formen oder Seiten der ge- 
sellschaftlichen Tätigkeit, ohne die gering- 
ste Ausnahme, zu beherrschen . . .". „Sie 
fnuß gerüstet sein, aufs Schnellste und Un- 
erwartetste die eine Form durch die ande- 
re zu ersetzen. " (W. I. Lenin: „Der ,linke 
Radikalismus', die Kinderkrankheit im 
Kommunismus"- 1920) 
Nach 1945 hat Ulbricht nach diesem Re- 
zept gehandelt. Seine Devise: „Es muß de- 
mokratisch aussehen, aber wir müssen al- 
tes im Griff haben." 
Die PDS verfolgt die bewährte Strategie 

selbstverständlich weiter. Die Sprache hat 
sich vielleicht etwas verändert. Die Ziele 
und die „Kampfmethoden" sind gleichge- 
blieben. Die jüngsten Äußerungen einiger 
Führungspersonen der PDS lassen den 
Schluß zu, daß sie selbst nicht daran glau- 
ben, daß ihre Partei „demokratisch" ge- 
worden ist. Brie (Mitglied des PDS-Partei- 
vorstandes) und Brähmig (OB von Hoy- 
erswerda) haben damit gedroht, deswegen 
die PDS zu verlassen. Ernst gemacht ha- 
ben sie damit aber nicht. 
Es ist bei der PDS immer wieder die Rede 
davon, daß es nur noch darauf ankäme, die 
Stalinismus-Tendenzen einiger weniger zu 
überwinden, dann sei alles in Ordnung. 
(Bisky in der Frankfurter Rundschau vom 
19. 9. 1996: „Die überwiegende Mehrheit 
in der PDS ist ganz klar antistalinistisch.") 
Das ist eine Nebelkerze! War denn die 
Zeit nach Stalin nicht mehr schlimm? Gab 
es etwa nach 1956, dem Beginn der soge- 
nannten Entstalinisierung, keine Stasi-Ge- 
fängnisse und keine Menschenrechtsver- 
letzungen mehr? 

Ist der Apparat des Staatssicherheitsdien- 
stes nicht erst besonders ausgebaut wor- 
den, als Stalins Geist und Methoden an- 
geblich längst keine Rolle mehr spielten? 
Mauer, Stacheldraht und Schießbefehl ha- 
ben bis 1989 existiert. 
Warum redet in der PDS niemand davon, 
daß man - um demokratisch sein zu kön- 
nen - auch antimarxistisch und antilenini- 
stisch sein müßte? 
Bisky erklärt: „Ideologische Plattformen 
sollten nicht den Status einer Arbeitsge- 
meinschaft oder Interessengemeinschaft 
erhalten, denn der Kampf um Vorherr- 
schaft in der Partei muß allen Richtungen 
offen sein. "(FR vom 19. 9. 1996) 
Gesetzt den Fall, die angeblich vorhande- 
nen sozialdemokratischen Ideen setzten 
sich in der PDS durch, dann würde diese 
Partei doch überhaupt nicht mehr ge- 
braucht! Die SED-Nachfolgepartei könnte 
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sich auflösen und deren Mitglieder könn- 
ten in die SPD eintreten. Genau das aber 
wollen sie nicht! 
Sollte sich die SPD darauf einlassen, über 
das Modell in Sachsen-Anhalt hinaus die 
PDS als Steigbügelhalter zur Macht zu ak- 
zeptieren, dann wird das über kurz oder 
lang das Ende der Sozialdemokratie sein. 
Geschichte wiederholt sich, wenn nicht die 
richtigen Lehren aus ihr gezogen werden. 
Aber nicht nur bei den Sozialdemokraten 
wollen sich die PDS-Genossen anbiedern 
- auch die CDU gehört dazu, wenn es gilt 
„alle Formen oder Seiten der gesellschaft- 
lichen Tätigkeit, ohne die geringste Aus- 
nahme, zu beherrschen." 
Es muß deshalb niemanden wundern, 
wenn sich die PDS in kommunalen Vertre- 
tungskörperschaften und Landesparlamen- 
ten kooperativ gegenüber der CDU, 
manchmal sogar regelrecht „staatstra- 
gend" gibt. Das dient einzig und allein 
dem Ziel, „die gegen uns (die PDS) beste- 
henden Ängste abzubauen ", 
Auf der anderen Seite sind die SED-Nach- 
folger keineswegs zimperlich beim 
Schüren von Ängsten. Sozialabbau, Kahl- 
schlag, Arbeitslosigkeit, Armut, Plattma- 
chen, Siegerjustiz usw. gehören zu ihren 
liebsten Vokabeln. Das entspricht genau 
dem von Gysi vorgeschlagenen Kochre- 
zept - Teil 1: „ Wir (die PDS) müssen eine 
gesellschaftliche Reformatmosphäre orga- 
nisieren. " Bei Marx und Lenin ist zu le- 
sen, daß die Widersprüche in der (kapitali- 
stischen) Gesellschaft nicht durch Wohl- 
tätigkeit „zugekleistert" werden dürfen. 
Die Gegensätze müssen - so die kommu- 
nistischen Klassiker - aufgezeigt und ver- 
schärft werden. 
Die PDS wird deshalb niemals ernsthaft 
daran interessiert sein, daß Arbeitslosig- 
keit und andere soziale Probleme gemil- 
dert werden. Auch am Zusammenwachsen 
der Deutschen in Ost und West können sie 
strategiegemäß kein Interesse haben - sie 

haben es ja auch nicht! 
Daß nicht wenige im Osten und auch man- 
che Journalisten im Westen glauben, aus- 
gerechnet die SED-Nachfolgepartei sei 
der Anwalt der Ostdeutschen, ist - so per- 
vers das dem Kundigen erscheinen mag - 
ein beredter Ausdruck des bereits erzielten 
Erfolges ihrer Strategie. 
Erkennbar sind aber auch neue Züge im 
strategischen Reservoir: Die Mär von der 
Ausgrenzung der PDS, mit der Erweite- 
rungsoption auf alle ehemaligen SED-Mit- 
glieder. Das weckt Mitleid. Und die Fabel 
von der (im Westen) unterstellten Kollek- 
tivschuld der Ostdeutschen. Das fordert 
zum Widerspruch (gegen die „Wessis") 
heraus und führt zu einer Art Solidarisie- 
rung mit denen, die an sich völlig zu 
Recht wegen ihrer Beteiligung am SED- 
Unterdrückungsregime öffentlicher Kritik 
ausgesetzt sein müßten. 
Neu ist indessen hier nur der konkrete ge- 
sellschaftliche Bezug. Die Mittel der Lüge 
und der bewußten Täuschung gehörten 
schon bei Lenin, dann folgerichtig auch bei 
der SED, zu den durch den Zweck geheilig- 
ten Instrumenten des politischen Kampfes. 

Lenin forderte seine revolutionären Mit- 
streiter auf: „Der Zweck heiligt die Mittel; 
verleumdet, verleumdet, es bleibt immer 
etwas hängen." (Gottfried Mai: Lenin - 
Die pervertierte Moral. Sehwengler-Verlag 
1988, Seite 132) 
In der in Ostberlin herausgegebenen „Ein- 
heit" ist im Oktober 1955 in einem Leitar- 
tikel zu lesen: „ Vom Standpunkt der sozia- 
listischen Moral ist alles sittlich, was zur 
Einrichtung der Grundlagen des Sozialis- 
mus in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik beiträgt. Alle Versuche jedoch, den 
sozialistischen Aufbau zu hemmen, zu ver- 
hindern, die Staatsmacht der Arbeiter und 
Bauern zu unterminieren, zu beseitigen, 
sind unsittlich und unmoralisch." (Wie 
oben, Seite 127) 
Die PDS ist natürlich keinesfalls ausge- 
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grenzt! Entsprechend ihrem Wählerinter- 
esse sitzt sie in den Parlamenten und kom- 
munalen Vertretungskörperschaften. Sie 
stellt Bürgermeister und Oberbürgermei- 
ster. Sie hat die gleichen Rechte wie ande- 
re Parteien. Ihre Mitglieder sind im öffent- 
lichen Dienst (z. B. in Schulen und Hoch- 
schulen) eher über- als unterrepräsentiert. 
Ihrer Wählerschaft wird ein über dem 
Durchschnitt liegender Bildungsgrad be- 
scheinigt, und viele von ihnen gehören zu 
den Besserverdienenden. 
Daß heute im Unterschied zur SED-Ära 
eine politische Auseinandersetzung ge- 
führt wird, daß die Ziele und Praktiken der 
Kommunisten öffentlich angeprangert 
werden können, daß ihrer Ideologie und 
ihrem Machtanspruch Widerstand entge- 
gengesetzt wird, hat mit Ausgrenzung 
wahrlich nichts zu tun! 
Mitunter ist zu hören, es sei falsch, die 
PDS-Mitglieder als Kommunisten zu be- 
zeichnen. Gysi ist offensichtlich nicht die- 
ser Meinung. In der Sächsischen Zeitung 
vom 20. 9. 1996 führt er aus: „Die PDS 
darf auf keinen Fall antikommunistisch 
werden, das sind schon alle anderen Par- 
teien. " 
Für ebenso unsinnig wie die Ausgren- 
zungsthese halte ich die Behauptung, daß 
der Angriff auf die SED-Nachfolgepartei 
gleichbedeutend sei mit einer generellen 
Diskriminierung der Lebensläufe der Ost- 
deutschen. 
80 Prozent der erwachsenen DDR-Bevöl- 
kerung waren nicht in der SED. 95 Pro- 
zent der SED-Genossen sind bis Ende 
1989 aus dieser Partei ausgetreten und ha- 
ben sich nicht wieder bei der PDS ange- 
meldet. Die Begeisterung über die „sozia- 
listischen Errungenschaften" hat sich zu 
allen Zeiten in Grenzen gehalten, auch 
Wenn die SED-gesteuerten Medien ständig 
einen anderen Eindruck erweckten. 
Freilich muß sich heute jedes ehemalige 
SED-Mitglied fragen lassen, wie es denn 

seine Zugehörigkeit zu der Partei, die das 
Volk zweifellos unterdrückt hat, vor sich 
selbst und anderen rechtfertigen kann. („Ich 
mußte doch und konnte gar nicht anders ", 
ist angesichts der 80 Prozent, die sehr wohl 
anders konnten, nicht stichhaltig!) Diese 
Aufarbeitung halte ich nach wie vor für not- 
wendig. Mit einer generellen Schuldzuwei- 
sung hat das aber nichts zu tun! 

Auch CDU-Mitglieder müssen sich die 
Frage gefallen lassen, ob ihr Reden und 
Tun zu DDR-Zeiten mit dem, was sie heu- 
te öffentlich vertreten, eventuell im Wider- 
spruch steht. Ein Gleichsetzen von DDR- 
CDU und SED, wie das einige SPD-Poli- 
tiker allzugern in die" Welt setzen möchten, 
geht jedoch völlig an den Tatsachen vor- 
bei. In der DDR-Verfassung stand bis 
1989: „Die DDR ist der sozialistische 
Staat der Arbeiter und Bauern unter 
Führung ihrer marxistisch-leninistischen 
Partei, der SED" (nicht der CDU!). 

Klare Worte und eine harte Gegenpolitik 
zur Politik der PDS schließen den 
menschlichen Umgang mit ihren Mitglie- 
dern und gewählten Vertretern nicht aus. 
Die politische Auseinandersetzung muß 
sich nicht in persönlicher Feindschaft aus- 
drücken. 
Über Stilfragen des politischen Streites 
sollten die Menschen in den neuen Län- 
dern möglichst selbst entscheiden. Wer, 
wie die meisten Westdeutschen, einseitiger 
ideologischer Beeinflussung, dem Anpas- 
sungsdruck und den Verstrickungsgefah- 
ren in einem diktatorischen System nie 
ausgesetzt war, kann hier kein guter Rat- 
geber sein. 

Das der CDU eigene christliche Verständ- 
nis vom Menschen schließt ein, daß sich 
Menschen irren können, daß sie verführ- 
bar sind, aber auch, daß sie zur Umkehr 
fähig sind. Die Chance, daß ein Irrtum er- 
kannt und revidiert wird, ist um so größer, 
je klarer die jeweilige Gegenposition aus- 
gedrückt und vertreten wird. ■ 



Seite 14 ■ UiD 40/1996 KRIMINALPRÄVENTION 

Neue Wege bei der Vorbeugung 
gegen Straftaten 

Fragen der kommunalen Kriminal- 
prävention sind ein neuer Arbeits- 
schwerpunkt des Bundesfachausschus- 
ses Innenpolitik der CDU. Als Auftakt 
der Beratungen wurden zwei Erfah- 
rungsberichte leitender Kriminalbeam- 
ter aus Nordrhein-Westfalen und Berlin 
sowie das von der CDU Hessen vorge- 
legte „Kommunale Sicherheitskonzept 
(KSK)" diskutiert. Dazu erklärte, der 
Vorsitzende des Bundesfachausschusses 
Innenpolitik, Johannes Gerster: 
Der Bundesfachausschuß Innenpolitik 
wird sich in den nächsten Wochen intensiv 
mit dem Bereich der Kriminalitätsverhü- 
tung in Städten, Gemeinden und Landkrei- 
sen beschäftigen. Ziel ist es, Leitlinien für 
eine erfolgreiche kommunale Kriminal- 
prävention der Zukunft zu erarbeiten. Da- 
zu wird sich der Bundesfachausschuß mit 
Experten u.a. aus Polizei, Politik, Schule, 
Sozialdiensten und Kirchen beraten. 

Die CDU stellt sich damit der Aufgabe, 
neben dem Eintreten für polizeiliche und 
strafrechtliche Instrumente bei der Krimi- 
nalitätsbekämpfung neue Wege bei der 
Vorbeugung von Straftaten zu gehen. Un- 
ser Ziel ist es, durch verbesserte vorbeu- 
gende Maßnahmen in den Kommunen 
mehr Sicherheit für die Bürger zu schaf- 
fen. 
Der Bundesfachausschuß begrüßt in die- 
sem Zusammenhang den Beitrag der CDU 
Hessen, die mit ihrem jüngst vorgelegten 
„Kommunalen Sicherheitskonzept (KSK)" 
eine hervorragende Grundlage auch für 
die Arbeit des Bundesgremiums geleistet 
hat. 
Das Ergebnis des Bundesfachausschusses 
zur kommunalen Kriminalprävention wird 
einfließen in den Kongreß der Bundes- 
CDU zur Inneren Sicherheit, der für den 
August 1997 in Hamburg geplant ist. 

Für Eltern ist die Zukunft ihrer Kinder am wichtigsten 
Die Zukunft ihrer Kinder ist für die 
meisten Eltern einer Meinungsum- 
frage zufolge das wichtigste Anlie- 
gen. Die große Mehrheit der 2.000 
Befragten äußerte den Wunsch, 
ihren Kindern möge es später ein- 
mal genauso gut oder noch besser 
gehen als ihnen selbst. 

Die Ergebnisse der Umfrage des Al- 
lensbach-Instituts wurde in dem vom 
Bonner Bundespresseamt herausgege- 

benen „Journal für Deutschland" ver- 
öffentlicht. Danach haben die Deut- 
schen sehr klare Vorstellungen von 
dem, was gesellschafts- und wirt- 
schaftspolitisch geschehen müsse, um 
den Kindern eine gute Zukunft zu ga- 
rantieren. Am häufigsten (84 Prozent) 
wurde die wirksame Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit genannt, gefolgt von 
der Forderung nach mehr Lehrstellen 
mit 71 Prozent. 
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„Frischluft64 bringt neuen Wind 
in die Jugendarbeit 

Die himmelblaue Taube, die über dem 
Logo flattert, symbolisiert das Ziel von 
Frischluft: Alte Pfade zu verlassen und 
neue Wege in der Jugendarbeit zu be- 
schreiten. 
Der christlich-demokratische Kinder- und 
Jugendverband Frischluft e.V. wurde 1989 
gegründet und zählt inzwischen über 
6.000 Mitglieder. Ehrenamtliche Jugend- 
arbeit wird bei Frischluft von jungen Men- 
schen gestaltet, die mit großem Engage- 
ment und Freude die Wahrnehmung von 
Verantwortung üben und daher sensibel 
sind für die Belange der Kinder- und Ju- 
gendlichen. 
Der Bundesvorsitzende Andre Chahoud 
betont: „Bei uns wird niemand von der 
Politik erschlagen, sondern mit Spaß an 
politische Themen herangeführt". Über 60 
Landes- und Kreisverbände organisieren 
Bildungsseminare, Workshops zu aktuel- 
len Themen, Zeltlager, Ski- und Segelfrei- 
zeiten und nicht zuletzt Jugendkulturen in 
den neuen Bundesländern. 

Besonders beliebt sind die internationalen 
Jugendbegegnungen in den USA und 
Südamerika, aber auch Projekte der 
Mädchenarbeit und Veranstaltungen für 
Alleinerziehende haben einen hohen Stel- 
lenwert bei Frischluft. Natürlich sind auch 
Nicht-Mitglieder zu den Veranstaltungen 
herzlich eingeladen. Mitmachen kann je- 
der, der sich im vorpolitischen Raum en- 
gagieren möchte. 
Es besteht auch die Möglichkeit einer För- 
dermitgliedschaft. Fördermitglieder ent- 
richten einen jährlichen Beitrag nach frei- 
er Wahl, mindestens jedoch 150 DM, und 
erhalten regelmäßigen Informationen über 
alle Angebote und Aktivitäten von Frisch- 
luft. 
Auch 1997 stehen zahlreiche Programme 
und Veranstaltungen auf dem Programm, 
das bei der Bundesgeschäftsstelle, Anna- 
berger Straße 283,53175 Bonn, Telefon 
(02 28)-3100 23, Fax (02 28)-3147 03 
kostenlos angefordert werden kann. Wir 
freuen uns auf Euren Anruf! 

Angebot an Ausbildungsplätzen 
höher als die Nachfrage 

Bundesbildungsminister Jürgen 
Rüttgers hat für das ablaufende 
Jahr 1996 eine positive Lehrstellen- 
Bilanz gezogen. 
Rüttgers betonte, es sei gelungen, ei- 
nen bundesweiten Ausgleich von An- 
gebot und Nachfrage zu schaffen. Al- 
lerdings seien im nächsten Jahr weite- 
re Anstrengungen zur Schaffung von 
Ausbildungsplätzen notwendig. 
Nach Angaben von Rüttgers lag die 

Zahl der neuabgeschlossenen Lehrver- 
träge Ende September 1996 mit gut 
574.000 um knapp 0,3 Prozent über 
dem vergleichbaren Vorjahresstand. 
Das Angebot an Ausbildungsplätzen 
war mit rund 617.000 höher als die 
Nachfrage mit 612.800 Bewerbern. 
Allerdings wurden Ende September 
immer noch 38.000 unvermittelte Be- 
werber registriert. Zugleich gab es je- 
doch 43.000 offene Lehrstellen. 
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Europäische Währungsunion 

Drei Argumente dafür, 
die heute genau 

noch so wie gestern gelten 

Sind die Argumente, die zur Entschei- 
dung zugunsten einer Währungsunion 
geführt haben, auch heute noch gültig? 
Mit drei exemplarischen Argumenten 
antwortet auf diese Frage Prof. Dr. Hel- 
mut Hesse, Präsident der Landeszen- 
tralbank in der Freien Hansestadt Bre- 
men, in Niedersachsen und Sachsen-An- 
halt: 

• Binnenmarktabsicherungs- 

argument: 

Das Binnenmarktabsicherungsargument 
geht auf die Globalisierung der Märkte 
und die Internationalisierung des Wettbe- 
werbs zurück, die sich in den letzten Jah- 
ren beschleunigt haben. Es gibt gegenwär- 
tig im verarbeitenden Gewerbe kaum noch 
eine Unternehmung, die das Ausland nicht 
in seine Absatzplanungen mit ihren Rück- 
wirkungen auf die Investitions-, Innovati- 
ons- und Produktionsentscheidungen ein- 
bezogen hätte. 
Diese Absatzplanungen stehen unter Risi- 
ken; unter dem Risiko, daß ausländische 
Regierungen regulativ oder steuerlich in 
unvorhersehbarer Weise eingreifen, und 
unter dem Risiko veränderter Währungsre- 
lationen. Unsicherheit und Risiko er- 
schweren immer die Planungen, die in die 
Zukunft reichen, insbesondere Investiti- 
ons- und Entwicklungsentscheidungen. 

Unsicherheit und Risiko stehen insofern 
einem stetigen und gesunden Wachstum 
entgegen. 
Amerikanische Unternehmen beispiels- 
weise, die zu den schärfsten Konkurrenten 
deutscher Unternehmen auf den globali- 
sierten Märkten gehören, unterliegen die- 
sen negativen Einflüssen in weit geringe- 
rem Maße als deutsche. Ihre Heimbasis ist 
sicherer; der amerikanische Binnenmarkt 
ist vergleichsweise groß, und überall wird 
auf ihm in Dollar gerechnet und gezahlt. 
Darauf muß die Wirtschaftspolitik in Eu- 
ropa reagieren. Ein großer gemeinsamer, 
alle europäischen Länder umfassender 
Binnenmarkt ist die Antwort. Kleinstaate- 
rei paßt nicht zu der Weltwirtschaft von 
heute. Die geplante Währungsunion ent- 
spricht dieser Notwendigkeit. Sie soll den 
gemeinsamen Markt absichern, indem sie 
von ihm die Unsicherheit von Währungs- 
verschiebungen nimmt. 
Soweit das Binnenmarktabsicherungsargu- 
ment! Hat dieses Argument angesichts der 
Planungsmängel und Zweifel, auf die wir 
im bisherigen Verlauf der dritten und auch 
schon der vierten Phase gestoßen sind, an 
Durchschlagskraft verloren? Muß es korri- 
giert werden? 
Die Antwort lautet: Nein! Im Gegenteil. 
Das zeigen die Währungsturbulenzen in 
Europa während der letzten Jahre mit 
ihren nachteiligen Folgen für Wachstum 
und Beschäftigung. Ohne die Währungs- 
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Schwankungen wäre das Wirtschafts- 
wachstum in Europa - wie es in einer Mit- 
teilung der Kommission an den Europäi- 
schen Rat heißt - in den letzten Jahren um 
V4 bis '/2 Prozent schneller verlaufen. 
Auch hätten sich die Gewinnspannen und 
die Marktanteile besonders der deutschen 
Maschinen- und Kraftfahrzeugindustrie 
nicht so ungünstig entwickelt, wie es ge- 
schehen ist, wären nicht Lira, Pfund, Pese- 
te und andere europäische Währungen von 
den Märkten real abgewertet worden. In 
einer Währungsunion kann es solche 
Wechselkursverschiebungen mit ihren ne- 
gativen Einflüssen auf die internationale 
Wettbewerbsposition heimischer Anbieter 
nicht geben 

• Das Beschäftigungs- 
förderungsargument: 

Das zweite Argument läßt sich wie folgt 
ableiten: Wenn bisher die Tarifparteien in 
ihren jährlichen Lohnverhandlungen mit 
einem zu hohen Abschluß einen Lohnfeh- 

rigiert werden, die Wechselkurse konnten 
entsprechend festgelegt werden oder sich 
entsprechend einpendeln. Im Laufe der 
Jahre haben sich die Tarifparteien darauf 
eingestellt: Da Lohnfelder korrigierbar 
waren, kam es nicht so sehr darauf an, sie 
zu vermeiden. Wichtiger als die Verant- 
wortung für die Beschäftigungsfolgen 
wurden Verteilungsfragen, wie den Mit- 
gliedern der eigenen Gruppe ein möglichst 
großes Stück vom Kuchen Sozialprodukt 
gesichert werden könnte. 
Ein solches Verfahren ist nach Verwirkli- 
chung einer umfassenden europaweiten 
Währungsunion nicht mehr möglich. Die 
bilateralen Wechselkurse zwischen den 
Mitgliedsländern sind ja unwiderruflich fi- 
xiert. Man darf deshalb sagen, daß die 
Lohnpolitik nunmehr die Beschäftigungs- 
wirkungen sehr viel ernster nehmen muß. 
Das dient der Beschäftigung, und das 
dient der Stabilität. 
Besteht Anlaß das Beschäftigungsförde- 
rungsargument zu korrigieren und nicht 
mehr für überzeugend zu halten? 

Als großer deutscher Baufinanzierer, der zugleich auch in Eu- 
ropa tätig ist, sind wir von der Notwendigkeit der Europäi- 
schen Währungsunion überzeugt. Sie ist ein entscheidender 
Schritt zur weiteren Integration der Europäischen Union und 
für unser Land sowohl unter ökonomischen als auch politi- 
schen Gesichtspunkten von großer Bedeutung. 

Reinhard Wagner, 
Vorsitzender der 

Geschäftsführung der BHW Holding GmbH 

ler in dem Sinne gemacht hatten, daß die 
Stückkosten in ihrem Land stark anstie- 
gen, die Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen schwächten und deshalb ein Ab- 
bau von Arbeitsplätzen unausweichbar zu 
Werden drohte, konnte der Lohnfelder kor- 

Die Antwort ist auch hier: Nein! Der An- 
stieg der Arbeitslosigkeit in Deutschland 
läßt sich zu einem nicht geringen Teil mit 
dem Verlust an internationaler Wettbe- 
werbsfähigkeit erklären, den hohe Lohn- 
abschlüsse mit sich gebracht haben. 
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Das wird inzwischen auch von den Ge- 
werkschaften anerkannt. Im sogenannten 
„Positionspapier zur Wirtschafts- und 
Währungsunion" des DGB findet sich der 
Satz: „Jede überdurchschnittliche Lohn- 
zurückhaltung bietet Wettbewerbsvortei- 
le." Damit wird vom DGB erstmals der 
Zusammenhang zwischen Arbeitskosten 
und der Zahl verfügbarer Arbeitsplätze an- 
erkannt. Man kann hierin so etwas wie ei- 
ne Zeitenwende des deutschen Gewerk- 
schaftsdenkens erblicken. 

• Das Friedenserhaltungs- 
argument: 

Deutschland ist nach dem Zusammen- 
bruch der zentralen Verwaltungswirtschaf- 
ten in Osteuropa und nach der Wiederver- 
einigung in die Mitte eines nun gesamteu- 
ropäischen Wirtschaftsraums gerückt und 
hat zugleich sein Gewicht als einflußreich- 
ste Wirtschaftsnation in diesem Raum er- 
höht. Was das bedeutet, läßt sich bereits 
mit Hilfe eines einzigen Beispiels erken- 
nen. 

Den Kurs in der Geld- und Währungspoli- 
tik Europas bestimmt weitgehend die 
Deutsche Bundesbank. Die anderen natio- 
nalen Notenbanken passen sich an; sie 
verfügen über keinen nennenswerten eige- 

nen Handlungsspielraum mehr. Wenn der 
Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank 
die Leitzinsen erhöht, bleibt den anderen 
europäischen Zentralbanken in der Regel 
nichts anderes übrig, als nachzuziehen, 
selbst wenn der Zustand der eigenen 
Volkswirtschaften etwas anderes nahelegt. 
Verallgemeinert: Deutschland ist, ob es 
das will oder nicht, in Europa zu einer He- 
gemonialmacht geworden. Die Ausübung 
dieser Macht stößt jedoch auf Bedenken 
und Widerstand. 

Man darf die Geschichte unseres Volkes 
und das oft gespannte Verhältnis zu unse- 
ren Nachbarn nicht vergessen. Das kultu- 
relle Gedächtnis der Völker dauert 400 
Jahre und mehr und prägt ihr Verhalten 
uns Deutschen gegenüber. Deutschland 
geriete deshalb auf Dauer in rauhes Was- 
ser und in herbe Auseinandersetzungen, 
würde es makropolitische Entscheidungen 
im Alleingang treffen und allein auf natio- 
nale Ziele ausrichten. Der Frieden in Eu- 
ropa, auf den unser Land so sehr angewie- 
sen ist, wäre dagegen nicht bedroht, wenn 
in funktional eng begrenzten Bereichen 
Entscheidungskompetenzen unter Bedin- 
gungen, die deutsche Interessen wahren, 
auf supranationale Gremien verlagert wür- 
den. 

Für ZNS: Hannelore Kohl erhielt 
100.000-Mark-Spende von der Telekom 

Eine Spende in Höhe von 100.000 Mark hat Hannelore Kohl für ihre Stiftung zur 
Hilfe für Unfallverletzte mit Schäden des zentralen Nervensystems (ZNS) von 
der Deutschen Telekom AG erhalten. Wie die Telekom bekannt gab, erfolgte die 
Scheckübergabe an die Frau des Bundeskanzlers im Rahmen eines Benefizkon- 
zertes in der Bonner Telekom-Zentrale. Unter der Leitung von Professor Heribert 
Beissel spielte die Klassische Philharmonie Bonn vor rund 300 geladenen Gästen 
Werke von Mozart und Bizet. 
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Rudolf Seiters: MenschenrechtsVerletzungen 
gefährden den Frieden 

Der Dritte Menschenrechtsbericht 
der Bundesregierung dokumentiert 
den hohen Stellenwert, den der 
Schutz und die weltweite Förderung 
der Menschenrechte in der Politik 
der Bundesregierung und des Bun- 
destages einnimmt. 
Daß dies nicht nur ein Lippenbekennt- 
nis ist, läßt sich an zahlreichen Bei- 
spielen darstellen - an der China-Poli- 
tik der Bundesregierung, dem Einsatz 
der Bundeswehr in Bosnien. Eine zen- 
trale Frage lautet: Ist es möglich, 
gleichzeitig eine interessenorientierte 
und eine werteorientierte Außenpolitik 
zu betreiben? 
Unsere Antwortet lautet: Ja. Wirt- 
schaftliche Interessen und eine glaub- 
würdige Menschenrechtspolitik sind 
kompatibel, denn - ich zitiere den 
Bundespräsidenten -: „So wenig es 
falsch war, daß mit der Sowjetunion 
auch über Fragen der Sicherheitspoli- 
tik gesprochen wurde, so wenig kann 
es falsch sein, beim Wirtschaftsaus- 
tausch mit asiatischen Staaten neben 

den Menschenrechten auch die Erhal- 
tung deutscher Arbeitsplätze im Auge 
zu haben." 
Die Mehrzahl der friedensbedrohen- 
den Krisenherde in der Welt wurzelt in 
einer Mißachtung der Menschenrech- 
te. Die Folgen von Menschenrechts- 
verletzungen gefährden den Frieden 
und damit auch die Sicherheit geord- 
neter Handels- und Wirtschaftsbezie- 
hungen. Wandel durch Handel ist 
wichtig; wirtschaftliche Freiheit kann 
auf die Dauer nicht ohne korrespon- 
dierende gesellschaftliche Freiheit 
funktionieren, und wirtschaftliche Öff- 
nung kann und wird eine politische 
Öffnung begünstigen. 
Dennoch müssen wir darauf achten, 
für die Durchsetzung der Menschen- 
rechte auch die richtigen Methoden zu 
wählen. Der Einsatz für Menschen- 
rechte ist allein legitimiert durch die 
Solidarität mit den Menschen, denen 
das Recht auf Leben, Menschenwürde 
und Selbstbestimmung vorenthalten 
wird. 

Neue EVP-Jugendorganisation. Die in EJCD (Europäische Junge 
Christdemokraten - EVP-Vereinigung) und DEMYC zusammenge- 
schlossenen Jugendorganisationen beabsichtigen die Gründung eines 
neuen gemeinsamen Verbandes, Junge EVP. Der Gründungskongreß 
der neuen EVP-Vereinigung soll vom 30. Januar bis 2. Februar 1997 in 
Brüssel stattfinden. Angesichts des Öffnungsprozesses der EVP für na- 
hestehende Parteien anderer politischer Traditionen und nahestehende 
Parteien aus Mittel- und Osteuropa wollen die Jugendorganisationen 
dieser Parteien ein neues Modell der Zusammenarabeit definieren, um 
zukünftig verstärkt Einfluß auf die Entscheidungsfindungen der EVP 
nehmen zu können 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Die Arbeit in Projekten und 
Initiativen gewinnt an Bedeutung 

Es gibt mehr ehrenamtlich tätige 
Bürgerinnen und Bürger, als man an- 
nimmt. Bundesweit sind es zwischen 7,5 
Millionen und 10 Millionen, die in Ver- 
einen, Initiativen, sozialen Einrichtun- 
gen und Projektgruppen über 240 Mil- 
lionen Stunden freiwillige und unbe- 
zahlte Arbeit leisten. 
Das Spektrum an ehrenamtlichen Diensten 
ist groß. Einem anderen Menschen helfen 
zu können, einen Beitrag zum Umwelt- 
schutz zu leisten, ein kulturelles Angebot 
auf die Beine zu stellen oder eine Selbst- 
hilfegruppe zu gründen, ist auch eine 
Chance der Selbstverwirklichung und des 
sozialen Lernens. 
Tatsache ist: Die Einstellung zum Ehren- 
amt hat sich verändert. Neben dem klassi- 
schen Engagement in Vereinen und Ver- 
bänden gewinnt die Arbeit in Projekten 
und Initiativen an Bedeutung. Gerade jun- 
ge Menschen wollen eher konkrete Arbeit 
leisten und setzen damit ein deutliches 
Signal gegen den Rückzug ins Private in 
unserer Gesellschaft. 
Wer ehrenamtlich arbeitet, investiert ein 
großes Maß an Zeit. Ehrenamtliche Arbeit 
ist nicht einfach „nebenbei" zu leisten, 
sondern erfordert Kenntnisse und Kompe- 
tenzen. Ohne Organisationstalent, Erfin- 
dungsgeist, Flexibilität und nicht zuletzt 
ohne den geübten Blick, wo welche Hilfe 
gebraucht wird, sind viele Aufgaben gar 
nicht lösbar. 

Ehrenamtliche Arbeit ist in der Hauptsa- 
che von Frauen ausgeübt, und das, obwohl 
Frauen durch Familienarbeit oder die 
Kombination von Beruf und Familie häu- 

fig stark belastet sind. In den Vorstands- 
gremien prägen jedoch überwiegend Män- 
ner das Bild. 
Die CDU hat ein Programm für mehr An- 
erkennung von Selbsthilfe und Ehrenamt 
entwickelt: 
# Freiwillige Helfer müssen wissen, daß 

sie nicht als Lückenbüßer mißbraucht 
werden. 

# Die Zusammenarbeit zwischen Haupt- 
amtlichen und Ehrenamtlichen muß 
verbessert werden. Beide Seiten müssen 
ihre Kompetenzen stärker anerkennen. 

# Prinzipiell muß es bei dem Grundsatz 
bleiben, daß freiwillige Hilfe nicht be- 
zahlt wird. Sie darf aber die Gemein- 
schaft etwas kosten. Es muß selbstver- 

Programm Ehrenamt 
ständlich werden, daß aus dieser Tätig- 
keit entstehende Kosten wie zum Bei- 
spiel Telefon-, Porto- und Fahrtkosten 
erstattet werden. 

1 Ein freiwilliges soziales oder ökologi- 
sches Jahr soll bei nachfolgenden Be- 
werbungen anerkannt und angerechnet 
werden. 
Ehrenamtliche Tätigkeit muß in späte- 
ren beruflichen Tätigkeiten Anrechnung 
finden. 

Der hohe Anteil von Frauen bei den 
freiwilligen sozialen Diensten erfordert, 
daß 
■» Frauen in verantwortlichen Positio- 
nen der Verbände und Initiativen vertre- 
ten sind, J 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Auswärtige Kulturpolitik, Weltkul- 
turerbe in Deutschland, Denkma- 

le in öffentlichem und privatem Be- 
sitz, Denkmalschutzgesetze in den 
Bundesländern, Engagement des 
Bundes, konkrete „Pflegefälle", Er- 
fahrungs- und Meinungsaustausch 
- Elemente der mittlerweile zur Tra- 
dition gewordenen Eichholzer 
Foren zu Fragen des Denkmal- 
schutzes und der Denkmalpflege. 

Das nächste Angebot in dieser 
Reihe: 

Veranstaltung Nr. 31 

Denkmalschutz und Denkmalpfle- 
ge in Deutschland - Leistungen 
und Herausforderungen 
Eichholzer Forum 
12. bis 15. Februar 1997 

Hauptthemen der von Dr. Volkmar 
Köhler, Pari. Staatssekretära. D., 
geleiteten Veranstaltung: 

• Hauptprobleme der amtlichen 
Denkmalpflege nach dem Fall der 
Mauer 

• Zusammenarbeit deutscher und 
kroatischer Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Denkmalpflege 

• Weltkulturerbe in Deutschland - 
Gefährdungen und Erfahrungen 

• Die russische Kolonie 
Alexandrowka in Potsdam 

• Die Neumarktkirche in Merseburg 

• Denkmale in Privatbesitz: 
Adelssitze im Bonner Raum und in 
der Voreifel 

• Denkmalpflege als Wirtschafts- 
faktor 

Zur Teilnahme eingeladen: 
Denkmalpflegerinnen und Denkmal- 
pfleger, Repräsentatinnen und Re- 
präsentanten von Verbänden und 
Vereinen, Journalistinnen und Jour- 
nalisten, Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker, Eigentüme- 
rinnen und Eigentümer von Denkma- 
len. 

Weitere Informationen/Anmeldun- 
gen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax-Nr.: (02236)707-413 

■» freiwillige unbezahlte Arbeit nicht 
als Ersatz auf den Anspruch auf Er- 
werbsarbeit angesehen wird, 

■» ehrenamtliche Tätigkeiten in der 
Ausbildung und im Beruf anerkannt 
werden bzw. als Vorbereitung für den 
Wiedereinstieg in die Erwerbstätigkeit 
dienen können. 
Ein Sozialpraktikum für Schüler/innen 
oder ein Sozialurlaub für Erwachsene 
kann der Einstieg in eine „Neue Kultur 
des Helfens" sein. 

Aus Umfragen wissen wir, daß 30 Prozent 
derjenigen, die sich noch nicht ehrenamt- 
lich engagieren, hierzu sehr wohl bereit 
wären. Ein großes Potential bleibt bisher 
ungenutzt. Um Hilfsbedürftige und hilfs- 
bereite Mitbürger/innen zueinanderzubrin- 
gen, müssen „Servicezentren für Selbsthil- 
fe und Ehrenamt" eingerichtet werden. 
Sie sollen auch kostenfrei schulen, qualifi- 
zieren und professionelle Beratung und 
Begleitung anbieten. ■ 
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Multimedia - Arbeit wird mobil: 
Große Chancen für Frauen 
„Wer beruflich Schritt halten will, muß 
mit dem Computer und den neuen Mul- 
timedia-Möglichkeiten kompetent um- 
gehen können." 
Diese Folgerung zog Maria Böhmer, Vor- 
sitzende der rheinland-pfälzischen Frauen- 
Union, aus dem Umbruch in der Arbeits- 
welt, der dazu führt, daß im Jahr 2000 an 
zwei Drittel aller Arbeitsplätze Computer- 
technik genutzt wird. 
„Multimedia - Chancen für die Arbeits- 
welt, Chancen für unser Leben" war das 
Motto der letzten Landestagung der Frau- 
en-Union in Bingen, und mit „Multimedia 
- Was Frauen dazu sagen"' ist die Ent- 
schließung überschrieben, die der Landes- 
tag zu den wichtigsten Themen verab- 
schiedet hat: 

# Die Frauen-Union plädiert für die 
Einrichtung von „Telehäusern" im Ver- 
bund von Landesregierung und Kommu- 
nen, Wirtschaft und Wissenschaft, um die 
optimale Nutzung neuer Technologien für 
innovative Produkte und Verfahren zu be- 
schleunigen, sie insbesondere mittelstän- 
dischen und kleinen Unternehmen zu- 
gänglich zu machen und das know-how 
rund um die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien besser zu 
vermitteln. Dazu müssen auch spezifische 
Multimediaangebote für Frauen gehören. 
Arbeit, die sich am Computer erledigen 
läßt, wird räumlich unabhängig und ge- 
stattet eine freiere Zeiteinteilung. Sie ist 
möglich als mobile Arbeit von unterwegs, 
sie kann in einem speziellen Telearbeits- 
zentrum, Satelliten- oder Nachbarschafts- 
büro, aber auch teilweise oder ganz in der 
privaten Wohnung geleistet werden. 

• Die Frauen-Union sieht in der Te- 
learbeit eine gute Voraussetzung für fami- 

liengerechtes Arbeiten von Frauen und 
Männern, für größere Zeitsouveränität und 
geringeren Zeit- und Kostenaufwand 
durch Einsparung von Fahrten zum Be- 
trieb. Auch für Betriebe bietet Telearbeit 
erhebliche Vorteile: Entkoppelung von 
starren Bürozeiten, kundenorientierte Ar- 
beitsgestaltung durch flexiblen Personal- 
einsatz, kontinuierliche Personalplanung, 
wenn qualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auch während der Familien- 
phase weiter beschäftigt werden können. 
Kostenreduzierung durch weniger Bürobe- 
darf, Wegezeiten und Fahrtkosten, Steige- 
rung der Produktivität und Wettbewerbs- 
fähigkeit. 
Aber Telearbeit darf bei den Arbeitskräf- 
ten nicht zur sozialen Isolierung, zur Ab- 
koppelung vom betrieblichen Geschehen, 
zu geringeren Fortbildungs- und Ausbil- 
dungschancen, zu weniger Mitbestim- 
mung führen. Arbeitsrechtliche Absiche- 
rungen, insbesondere Mutterschutzrege- 
lungen und Erziehungszeiten, dürfen nicht 
durch Scheinselbständigkeit unterlaufen 
werden. 

• Deshalb setzt sich die Frauen- 
Union dafür ein, 
► daß die Bundesregierung alle arbeits- 
rechtlichen Regelungen und die sozialen 
Sicherungssysteme daraufhin überprüft, 
inwieweit sie den neuen Anforderungen 
der Telearbeit gerecht werden, 
► daß die Gleichstellungsbeauftragten die 
Frauenförderpläne den Erfordernissen der 
Telearbeit anpassen und sie entsprechend 
umsetzen. 
Alarmierend ist, daß sich nach neuesten 
Angaben nur 7 Prozent Frauen unter den 
Internetbenutzern finden. 
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• Die Frauen-Union wird dafür wer- 
ben, daß sich Frauen mit ihrer Sichtweise, 
ihren Interessen und Erfahrungen in der 
virtuellen Welt einbringen und fordert das 
Ministerium für Kultur, Jugend, Familie 
und Frauen auf, „Frauen und Multimedia" 
zu einem zentralen Thema seiner Arbeit zu 
machen und die Initiative des Bundesfor- 
schungsministeriums „Frauen geben Tech- 
nik neue Impulse" zu unterstützen. 

Wir appellieren an die Gleichstellungsbe- 
auftragten in den Kommunen, an die Insti- 
tutionen der Erwachsenenbildung, aber 
auch an alle Frauenverbände, Ein- 
führungskurse in die neuen Techniken 
anzubieten und zu unterstützen und ver- 
pflichten uns selbst, in den Kreisverbän- 
den der Frauen-Union dazu den Anstoß zu 
geben. 

Medienkompetenz gewinnt zunehmend 
Bedeutung als neue, unverzichtbare Kul- 
turtechnik. 

• Die Frauen-Union fordert: Der 
Erwerb von Medienkompetenz muß als 
flächenübergreifende Aufgabe in allen 
Schulen verbindlich verankert werden. 
Die Landesregierung Rheinland-Pfalz 
muß so schnell wie möglich die Aktion 
„Schulen ans Netz" des Bundeswissen- 
schaftsministeriums durch eigene Initiati- 
ven ergänzen. 
Grenzenlose Freiheit der Information be- 
deutet auch Möglichkeit des Mißbrauchs. 
Kinderpornographie, extremistische Paro- 
len, Gewaltdarstellungen dürfen keinen 
Platz im Netz haben. 

• Die Frauen-Union befürwortet In- 
stitutionen der freiwilligen Selbstkontrolle 
der Anbieter. Darüber hinaus sind Bund 
und Länder gefordert, die rechtlichen Re- 
gelungen in den Bereichen Jugendschutz, 
Daten- und Verbraucherschutz auf natio- 
naler und europäischer Ebene zu verbes- 
sern und den technischen Gegebenheiten 
anzupassen. 

Ein zuverlässiger und ehrlicher Ratgeber 

Einer der dienstältesten Geschäftsfüh- 
rer der CDU, Ferdinand Fleischer, ist 
auf dem letzten Kreisparteitag der CDU 
Osnabrück-Land offiziell in den Ruhe- 
stand verabschiedet worden. 

Dabei folgten alle 250 Delegierten des 
Kreisparteitages einstimmig der Empfeh- 
lung ihres Kreisvorsitzenden und Europa- 
abgeordneten Hans-Gert Pöttering, Ferdi 
Fleischer zum Ehrengeschäftsführer zu er- 
nennen mit dem Recht, auf Lebenszeit 
dem Kreisvorstand als Gast mit beratender 
Stimme anzugehören: eine in der CDU 
bisher nicht vorgenommene Ehrung. 

Ferdi Fleischer, der seit vielen Jahren die 
Geschäftsführung des CDU-Kreisverbandes 
Osnabrück-Land leitete, begann seine Auf- 

gabe 1969 zunächst als Geschäftsführer der 
CDU-Kreisverbände Meile, Wittlage und 
Grafschaft Diepholz, bevor er 1972 zum 
Geschäftsführer des wegen der Gebietsre- 
form neu gegründeten CDU-Kreisverban- 
des im Großkreis Osnabrück avancierte. 
Unter seiner Leitung entwickelte sich die 
CDU-Geschäftsstelle in Osnabrück zu ei- 
nem modernen Dienstleistungsbetrieb, der 
allen Anforderungen qualifizierter Ver- 
bandsarbeit gerecht wird. Hans-Gert Pöt- 
tering bezeichnete ihn in seiner Laudatio 
als eine Institution innerhalb der Land- 
kreis-CDU, um die er sich verdient ge- 
macht habe. Er habe wesentlich dazu bei- 
getragen, daß die CDU sowohl politisch 
als auch organisatorisch und finanziell 
stets glänzend dagestanden habe. ■ 
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Heinrich Barth hat sich um den Rechts- 
frieden in der CDU verdient gemacht 

Heinrich Barth: 
Seit über 32 Jah- 
ren Vorsitzender 
des Bundespartei- 
gerichts 

Infolge der Neu- 
wahl des Bundes- 
parteigerichts 
der CDU für die 
7£it vom 7. No- 
vember 1996 bis 
6. November 
2000 scheiden 
Herr Staatsse- 
kretär a. D. Dr. 
Dr. h. c. Hein- 
rich Barth 
(Bonn) sowie 
Herr Präsident 
des Staatsge- 

richtshofs Baden-Württemberg und 
Vizepräsident des Verwaltungsge- 
richtshofs Mannheim Lothar Freund 
aus dem Bundesparteigericht aus. 
Beiden Herren möchte ich für ihre 
bisherige Mitarbeit herzlich danken. 

Seit der Gründung dabei 
Ein besonderes Wort unserer Hoch- 
achtung und Anerkennung möchte ich 
namens des Bundesparteitages an Sie, 
sehr verehrter Herr Dr. Barth, rich- 
ten. Sie gehören unserem Bundespar- 
teigericht seit dessen Gründung im 
Jahre I960 ununterbrochen cds or- 
dentliches Mitglied an und wurden 
auf dem 12. Bundesparteitag hier in 

Hannover 1964 zum ersten Mal zum 
Vorsitzenden des Bundesparteige- 
richt s gewählt. 

Mehr als 200 Verfahren 
Getragen vom Vertrauen unserer Par- 
tei wurden Sie seitdem alle vier Jahre 
als Vorsitzender wiedergewählt und 
üben nunmehr dieses Amt neben einer 
sehr eindrucksvollen beruflichen 
staatlichen Laufbahn ununterbrochen 
seit über 32 Jahren aus. Unter Ihrem 
Vorsitz hat sich das Bundesparteige- 
richt mit mehr als 200 Parteigerichts- 
verfahren befassen müssen, besonders 
in der Zeit seit Erlaß des Parteienge- 
setzes im Jahre 1967. 

Durch Ihre höchst sachkundige und 
auch politisch sehr einfühlsame Ar- 
beit haben Sie sich um den Rechtsfrie- 
den innerhalb der CDU Deutschlands 
sehr verdient gemacht. Für die kom- 
menden Jahre gelten Ihnen unsere be- 
sten Wünsche. 

Der amtierende Parteitagspräsi- 
dent Helmut Linssen zu TOP 18 
„Wahl des Bundesparteigerichts 
der CDU" auf dem 8. Parteitag 
in Hannover 

Wichtige Stationen seiner beruflichen Laufbahn: Studium in Heidelberg, 
Göttingen, Genf und Dallas (USA) - Bevollmächtigter der Freien Hansestadt Bremen 
beim Bund - Persönlicher Referent von Bundeskanzler Konrad Andenauer und Leiter 
des Plannungsbüros im Bundeskanzleramt - Staatssekretär des Bundesministeriums 
für Familie und Jugend unter Bruno Heck und Aenne Brauksiepe - Leiter des Instituts 
für Begabtenförderung der Konrad-Adenauer-Stiftung. 
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Konstituierung in Bonn 
Das Bundesparteigericht der CDU, das 
am 21. Oktober auf dem 8. Parteitag in 
Hannover gewählt worden ist, hat sich 
am 10. Dezember im Konrad-Adenau- 
er-Haus in Bonn konstituiert und seine 
erste gemeinsame Sitzung gehabt. 

Generalsekretär Peter 
Hintze begrüßte die al- 
ten und neuen Mitglie- 
der des Gremiums, in- 
dem er deren wichtige 
Arbeit für den Rechts- 
frieden in der Partei 
hervorhob, für die bis- 
herige erfolgreiche Ar- 
beit sehr herzlich dank-| 
te und auch für die 
nächsten vier Jahre Er- 
folg wünschte. 
Mit der Wahl von Dr. Eberhard Kuthning 
zum neuen Vorsitzenden des Bundespar- 
teigerichts bleibe die Kontinuität der Ar- 
beit gewahrt. Seit 1976 Mitglied des Par- 
teigerichts, habe er dessen Arbeit u.a. als 

Dr. Eberhard 
Kuthning 

Stellvertretender Vorsitzender maßgeblich 
mitgestaltet. Peter Hintze: Eine gute Wahl. 
Dank und Anerkennung - auch im Namen 
des Parteivorsitzenden und des Parteiprä- 
sidiums - sagte der Generalsekretär dem 
ausscheidenden Vorsitzenden, Dr. Hein- 
rich Barth, der seit dem ersten Tag des 
Bundesparteigerichts 1960 dessen Mit- 
glied und seit 1964 ununterbrochen dessen 
Vorsitzender war. Peter Hintze: Heinrich 
Barth hat sich um den Rechtsfrieden in 
der CDU verdient gemacht. 
Daß in Hannover erstmalig gleich zwei 
Frauen zusätzlich in das Bundesparteige- 
richt gewählt worden sind, hob der Gene- 
ralsekretär ganz besonders hervor. Mit den 
beiden neuen Mitgliedern, Frau Petra Kan- 
sy und Frau Barbara Saß-Viehweger, ge- 
hören neben Frau Dr. Heidi Lambert-Lang 
und Frau Dr. Pia Rumler-Detzel gleich vier 
Frauen dem Bundesparteigericht an. 
Peter Hintze: Das Bundesparteigericht 
geht mit gutem Beispiel voran und erfüllt 
das Frauenquorum, wie wir es auf dem 
Parteitag in Hannover gemeinsam be- 
schlossen haben. 

Die Mitglieder des Bundesparteigerichts der CDU 
• Ordentliche Mitglieder: 
Dr. Eberhard Kuthning (neuer Vor- 
sitzender), Präsident des Oberlan- 
desgerichts Schleswig a. D. 

Dipl.-Jurist, Dipl.-Ing. Bernhard 
Heliner, Regierungsdirektor im Lan- 
desverwaltungsamt Thüringen 

Dr. Heidi Lambert-Lang, Richterin 
am Bundesgerichtshof 

Dr. Pia Rumler-Detzel, Vorsitzende 
Richterin am Oberlandesgericht Köln 

Friedrich W. Siebeke, Rechtsanwalt 
am Oberlandesgericht Düsseldorf 

• Stellvertretende Mitglieder: 
Dr. Friedrich-August Bonde, 
Präsident des Landgerichts Kiel 
Petra Kansy, Rechtsanwältin 
(Bad Honnef) 
Helmut Rehborn, Oberstaatsanwalt 
a. D. (Dortmund) 
Barbara Saß-Viehweger, Rechtsan- 
wältin und Notarin (Berlin) 
Carl L. Sträter, Richter am Bundes- 
verwaltungsgericht a. D. (Bonn) 
Dipl.-Jurist Frank Strohscher, 
Richter am Kreisgericht Gera 
Dr. Günter Wiechens, Vorsitzender 
Richter am Verwaltungsgerichtshof 
Hessen i. R. (Kassel) 
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Es stellt sich die Frage nach der 
Zukunft unserer Gesellschaft 

Über die Situation der Familien und die 
Notwenigkeit eines gerechten Familien- 
lastenausgleichs hat eine Arbeitsgruppe 
des CDU-Kreisverbands Cloppenburg 
umfangreiche Erhebungen angestellt. 
Das Ergebnis wurde von der Landes- 
partei verabschiedet und in einer Bro- 
schüre veröffentlicht. 

Danach befindet sich die Familie in einem 
Wandlungsprozeß, und es stellt sich die 
Frage, wie diese Keimzelle der Gesell- 
schaft in Zukunft behandelt werden soll. 
Es stellt sich damit auch zugleich die Fra- 
ge nach der Zukunft unserer Gesellschaft 
und ihrer sozialwirtschaftlichen Ordnung. 

Er soll diskutiert werden 
Die Feststellungen und Forderungen der 
Broschüre sollen zu einer weiterführenden 
Diskussion beitragen. Aus diesem Grund 
hat der Landesverband Oldenburg sie an 
alle Landes-, Bezirks- und Kreisverbände 

der CDU in Deutschland, aber auch an die 
evangelischen und katholischen Kirchen 
und deren Verbände verschickt. 
Landesvorsitzen- 
der Manfred Car- 
stens wünscht sich 
einen regen Mei- 
nungsaustausch 
über die in dem 
Positionspapier 
angesprochenen 
Themen und kon- 
struktive Anmer- 
kungen. 
Exemplare der 
Broschüre „Ohne , 
Familie keine 

Ohne 

Familie 
keine 

Zukunft 

CDU 
Landesverband Oldenburg 

Zukunft" können in der 
Landesgeschäftsstelle in 26122 Olden- 
burg, Rosenstraße 41 bestellt werden. 
Telefon: 0441/926926 
Telefax: 0441/17903. 

j 

Jürgen Rüttgers will besseren Mathe-Unterricht 
Bundesbildungsminister Jürgen 
Rüttgers hat einen besseren Mathe- 
matik-Unterricht an Deutschlands 
Schulen gefordert. Damit reagierte 
Rüttgers auf die jüngste OECD-Bil- 
dungsstudie, die deutschen Schülern 
im internationalen Vergleich in Ma- 
thematik ein Mangelhaft bescheinigt. 
Es nutze nichts, wenn man sich nur 
um Selbstverwirklichung und Spaß in 
der Schule kümmere, sagte Rüttgers. 
„Schule soll Spaß machen, aber sie 
muß junge Menschen befähigen, daß 
sie im Leben klarkommen." 

Der Bildungsminister forderte eine 
umfassende Bildungsreform. Die 
Schüler müßten „das Lernen lernen". 
In einer Welt, deren Wissen sich alle 
fünf Jahre verdopple, solle der Unter- 
richt „Schlüsselqualifikationen statt 
Detailwissen" vermitteln. 

Der Minister kritisierte darüber hin- 
aus, daß in Deutschland die Lehrer- 
schaft zu alt sei. Die Studie habe ge- 
zeigt, daß 70 Prozent der Lehrer in der 
Bundesrepublik älter als 40 Jahre sind. 
„Das kann so nicht bleiben." 
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Aktion „Politik im Kreuzfeuer der Jugend 
war ein großer Erfolg 
Zum 8. Parteitag der CDU in Hannover 
wurde die neue Broschüre „Zukunft be- 
ginnt heute - Politik für junge Men- 
schen" vorgestellt. In ihr äußern sich 
führende Politikerinnen und Politiker 
der CDU zu Themen, die junge Leute 
besonders betreffen: Bildung und Aus- 
bildung, Beteiligung von Jugendlichen 
an politischen Entscheidungen, Umwelt 
und das Zusammenleben von Deut- 
schen und Ausländern. 
Mit zu dieser Aktion gehört ein neues Dis- 
kussionsforum unter dem Titel „Politik im 
Kreuzfeuer der Jugend", das Mitte No- 
vember im Internet-Angebot der CDU 
startete. Hier kann nicht nur der Inhalt 
der Broschüre abgerufen werden, es bie- 
tet auch die Möglichkeit, über alle poli- 
tischen Themen, die junge Menschen in- 
teressieren, direkt mit der CDU zu dis- 
kutieren. Besonderheit dieser Aktion ist, 
daß die Autoren der Broschüre mitdis- 
kutieren! 

Große Akzeptanz für das 
Internet-Angebot der CDU 
Mit diesem speziellen Angebot, zu wichti- 
gen Politikfragen direkt online mit promi- 
nenten CDU-Politikern zu diskutieren, 
trifft das Internet-Angebot der CDU auf 
hohe Akzeptanz. Höhepunkte waren bis- 
her: Am 21. November surfte Generalse- 
kretär Peter Hintze durchs Internet, am 4. 
Dezember folgte ihm Bundesjugendmini- 
sterin Claudia Nolte. Ihr machte es so viel 
Spaß, daß sie sogar zwei Stunden blieb, 
eine Stunde länger als geplant. Doch da- 
mit ist erst ein Anfang gemacht. Weitere 
Termine stehen schon heute fest: Am 9. 
Januar 1997 kommt Herbert Reul, Gene- 
ralsekretär der nordrhein-westfälischen 
CDU, am 4. Februar 1997 wird Bunde- 
sumweltministerin Angela Merkel und am 

# Zukunft beginnt heute- 
Politik für junge Menschen 

Bestell-Nr.: 5215 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 32,00 DM 

24. Februar 1997 Bundesinnenminister 
Manfred Kanther Diskussionspartner auf 
seiten der CDU im weltumspannenden In- 
ternet sein. Die Themen sind genau so 
bunt gemischt wie die ... 

... Nutzer: Von Jugendkriminalität über 
Studienreform bis zur einfachen Be- 
grüßung ist fast alles dabei. 

Also: Schwer was los im Internet-Ange- 
bot der CDU! Surfen Sie mit. ■ 
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POSTFACH 2449 
53014 BONN 
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Ludwig Erhard • Vater der Sozialen Marktwirtschaft • *4. Februar 1*97 

Kontinuität 
einer 

Holgreiihen 
Politik 

»Wir, unsere (hrisf/ich Demokratische Union, 

sind es gewesen, die in einer last ausweg- 

und hoffnungslosen Sinjon'on den 

Mut zur Verantwortung aufgebracht 

und dem deutschen Volk die 

Existenzgrundlage zurück- 

gegeben haben.« 

(Ludwig Eihard auf dem 1. Parteitag 

der CDU, 22.10.1950 in Goslai) 

CDU 
Das ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten. 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden mochten, wenden Sie 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. 
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